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des Sachsischen Staatsministeriums
fir Wirtschaft, Arbeit und Verkehr
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(RIGA)
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I
Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1. Der Freistaat Sachsen gewahrt auf der Grundlage

a) des Artikels 91a des Grundgesetzes fir die Bundesrepublik Deutschland in der im Bundesgesetzblatt
Teil lll, Gliederungsnummer 100-1, verdffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 23. Dezember 2014 (BGBI. | S. 2438) gedndert worden ist,

b) des GRW-Gesetzes vom 6. Oktober 1969 (BGBI. | S. 1861), das zuletzt durch Artikel 269 der Verordnung
vom 31. August 2015 (BGBI. | S. 1474) geandert worden ist,

c) des jeweils geltenden Koordinierungsrahmens der Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der regionalen
Wirtschaftsstruktur*! (nachfolgend ,Koordinierungsrahmen®),

d) der§§ 23,44 der Sachsischen Haushaltsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom
10. April 2001 (SachsGVBI. S. 153), die zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 29. April 2015
(SachsGVBI. S. 349) gedndert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung,

e) der Verwaltungsvorschriften des Sachsischen Staatsministeriums der Finanzen zu § 44 der Sachsischen
Haushaltsordnung vom 27. Juni 2005 (S&chsABI. SDr. S. S 226), die zuletzt durch die
Verwaltungsvorschrift vom 25. Marz 2015 (SachsABI. S. 515) geadndert worden sind, zuletzt enthalten in
der Verwaltungsvorschrift vom 9. Dezember 2015 (SachsABI. SDr. S. S 374), in der jeweils geltenden
Fassung,

f) der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit
bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des
Vertrags Uber die Arbeitsweise der Européischen Union (ABI. L 187 vom 26.6.2014, S. 1, L 283 vom
27.9.2014, S. 65),

g) der Leitlinien fir Regionalbeihilfen 2014—-2020 (ABI. C 209 vom 23.7.2013, S. 1) und
h) nach MaBgabe dieser Richtlinie

Zuwendungen fir Investitionsvorhaben der gewerblichen Wirtschaft einschlieBlich Unternehmen der
Tourismuswirtschaft sowie flir gemeinnitzige auBeruniversitare wirtschaftsnahe Forschungseinrichtungen.

2. MabBgeblich fur die Beurteilung der Férderfahigkeit eines Vorhabens sowie fiir die Ermittlung der
Beihilfeintensitat und des Beihilfebetrags ist der Zeitpunkt der Gewahrung der GRW-Férderung?.

3. Fr die Bewilligung (Gewahrung), Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie fir den Nachweis und
die Prifung der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Rickforderung der gewahrten Zuwendung
gelten die Verwaltungsvorschriften des S&chsischen Staatsministeriums der Finanzen zu § 44 der
Sachsischen Haushaltsordnung , soweit nicht in dieser Férderrichtlinie jeweils Abweichungen zugelassen
worden sind.

4. Mitden Zuwendungen sollen Investitionsanreize zur Schaffung und Sicherung von Dauerarbeitsplatzen in
Sachsen gegeben werden. Investitionen in digitale Produktions- und/oder Arbeitsprozesse sind
zuwendungsfahig, wenn damit die vorhandenen Dauerarbeitsplatze gesichert werden. Unternehmen die eine
Uberdurchschnittliche Exportquote beziehungsweise Uberdurchschnittliche Aufwendungen fiir Forschung und
Entwicklung (F&E) nachweisen, erhalten Investitionsanreize fiir die Sicherung von bestehenden
Dauerarbeitspléatzen. Unternehmen mit Tarifbindung im Sinne des Tarifvertragsgesetzes erhalten
Zuwendungen fiir Investitionen bei der Sicherung der vorhandenen Dauerarbeitsplatze.

Die Férderrichtlinie setzt damit Anreize zur Erhéhung der Taritbindung und die Ubernahme von Leiharbeitern
in Dauerarbeitsverhaltnisse. Innovative Unternehmen und exportorientierte Unternehmen werden bei
Investitionen unterstiitzt und damit im Wettbewerb gestarkt.

5. Uber die Gewahrung eines Zuschusses entscheidet die Bewilligungsbehérde aufgrund ihres pflichtgemaBen
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Ermessens im Rahmen der zur Verfligung stehenden Haushaltsmittel. In begriindeten Fallen kann das
Staatsministerium fir Wirtschaft, Arbeit und Verkehr Ausnahmen von dieser Richtlinie zustimmen. Ein
Rechtsanspruch auf Gewéhrung eines Zuschusses besteht nicht.

Il
Gegenstand der Férderung

1. Mitden Investitionsvorhaben missen neue Dauerarbeitsplatze geschaffen oder bestehende gesichert
werden. Férderfahig sind Investitionsvorhaben, die ausgehend vom Investitionsvolumen oder von der Zahl
der geschaffenen Dauerarbeitsplatze eine besondere Anstrengung des Betriebes erfordern.

Dauerarbeitspléatze sind Arbeitsplatze, die von vornherein auf Dauer angelegt sind und nicht zur Abarbeitung
von Auftragsspitzen und Sonderauftrdgen sowie zur Bearbeitung zeitlich befristeter Projekte dienen. Die Zahl
der zu schaffenden Dauerarbeitspléatze beruht auf einer realistischen Prognose der mittelfristigen
Geschaftsentwicklung nach Abschluss der geférderten Investitionen.

Fiir eine Uberwachungszeit von mindestens fiinf Jahren nach Abschluss des Investitionsvorhabens miissen
die Arbeitsplatze tatséchlich besetzt oder zumindest auf dem Arbeitsmarkt dauerhaft angeboten werden.
Ausbildungsplatze werden wie Dauerarbeitsplatze gefordert. Im Ubrigen gilt Teil Il Buchstabe A Nummer 1.1.4
und 2.3.1 des Koordinierungsrahmens.

2. Die Forderfahigkeit ist gegeben, wenn der Investitionsbetrag bezogen auf ein Jahr zum Zeitpunkt der
Antragstellung die durchschnittlich verdienten Abschreibungen der letzten drei Jahre — ohne
Berticksichtigung von Sonderabschreibungen — um mindestens 50 Prozent ibersteigt.

3. Ebenfalls férderfahig sind Investitionen, wenn die Zahl der bei Antragstellung in den Betriebsstatten des zu
fordernden Unternehmens in der Gemeinde bestehenden Dauerarbeitspldtze um mindestens 10 Prozent
erhéht wird.

4. Bei Errichtungsinvestitionen eines bisher nicht anséssigen Unternehmens in der Gemeinde oder Investitionen
eines ansassigen Unternehmens in eine neue wirtschaftliche Tatigkeit und dem Erwerb einer stillgelegten
oder von Stilllegung bedrohten Betriebsstatte gelten die unter Ziffer Il Nummer 2 und 3 genannten
Fordervoraussetzungen als erflllt.

5. Bei Investitionen zur grundlegenden Anderung des Produktionsprozesses einer bestehenden Betriebsstétte
muissen die férderfahigen Kosten gemaB Koordinierungsrahmen héher sein als die in den drei
vorangegangenen Geschaftsjahren erfolgten Abschreibungen fiir die mit der zu modernisierenden Tatigkeit
verbundenen Vermdgenswerte. Dies gilt nichtim Fall von Erstinvestitionen, fiir die gemaB Artikel 17 der
Verordnung (EU) Nr. 651/2014 ein Férdersatz — abweichend von Ziffer V Nummer 8 — von nicht mehr als

— 10 Prozent der férderfahigen Kosten fiir mittlere Unternehmen oder
— 20 Prozent der férderfahigen Kosten fiir kleine Unternehmen
gewahrt wird.

6. Bei Investitionen zur Diversifizierung der Produktion einer bestehenden Betriebsstatte missen die
forderfahigen Kosten gemaB Koordinierungsrahmen mindestens 200 Prozent ilber dem Buchwert liegen, der
in dem Geschaftsjahr vor Beginn der Arbeiten fiir die wiederverwendeten Vermégenswerte verbucht wurde.
Dies gilt nichtim Fall von Erstinvestitionen, fiir die gem&B Artikel 17 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 ein
Fordersatz — abweichend von Ziffer V Nummer 8 — von nicht mehr als

— 10 Prozent der férderfahigen Kosten fiir mittlere Unternehmen oder
— 20 Prozent der férderfahigen Kosten fiir kleine Unternehmen
gewahrt wird.
7. Fur Investitionsvorhaben auf dem Gebiet des Tourismus gelten ergdnzende Regelungen:

Geférdert werden Investitionen, die zur Erhéhung der Ubernachtungszahlen in den Tourismusregionen, zur
Gewinnung neuer Gastegruppen sowie zur Saisonverlangerung insbesondere in den Bereichen Aktiv-, Vital-
und Erlebnistourismus beitragen. Darunter zahlen Vorhaben, die zur Entwicklung innovativer Produkte oder
zur Ergénzung bereits vorhandener Produkte beitragen.

Dazu gehéren:

a) Beherbergungsbetriebe mit zuséatzlichen touristischen Dienstleistungen auBerhalb der Kreisfreien Stadte
Chemnitz, Dresden und Leipzig. Die Beherbergungsbetriebe miissen mindestens die Kategorien eines 3-
Sterne-Superior der Klassifizierung des Deutschen Hotel- und Gaststattenverbandes e. V. (DEHOGA)
erfallen.

b) Ferienhduser und Ferienwohnungen mit mindestens zehn Wohneinheiten oder 30 Betten und
zusatzlichen touristischen Dienstleistungen, die sich auBerhalb der Kreisfreien Stadte Chemnitz, Dresden
und Leipzig befinden. Die Ferienwohnung und das Ferienhaus miissen mindestens die Kriterien einer 3-
Sterne-Kategorie der Klassifizierung von Ferienhausern/-wohnungen des Deutschen
Tourismusverbandes e. V. (DTV) erfillen.

c) Campingplatze, deren Stellplatze einem stdndig wechselnden Gastekreis zur Verfligung stehen. Dabei
muss der Neubau beziehungsweise die Modernisierung des Campingplatzes mindestens den Kriterien
eines 4-Sterne-Objektes gemaB geltendem Klassifizierungskatalog des Deutschen Tourismusverbandes
e. V. (DTV) far Campingplatze entsprechen.

Der Zuwendungsempfanger hatin den Fallen der Buchstaben a, b und c die Klassifizierung innerhalb eines
Zeitraums von zwei Jahren nach Inbetriebnahme nachzuweisen.

d) Sonstige Tourismusbetriebsstatten — ohne Anbindung an einen Beherbergungsbetrieb.

.
Zuwendungsempfénger

1. Zuwendungsempfanger sind

a) kleine, mittlere und groBe Unternehmen (Anlage 2) der gewerblichen Wirtschaft, die die zu férdernde
Betriebsstatte im Freistaat Sachsen unterhalten oder zu unterhalten beabsichtigen und

b) gemeinnitzige auBeruniversitare wirtschaftsnahe Forschungseinrichtungen gemags Teil Il Buchstabe A
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Nummer 2.9 des Koordinierungsrahmens.

2. Uber die nach dem Koordinierungsrahmen von der Férderung ausgeschlossenen Branchen hinaus gelten im
Freistaat Sachsen grundsatzlich weitere Branchenausschllisse und zuséatzliche Férdereinschrankungen.
Diese sind in der Anlage 1 aufgefiihrt.

Von einer Férderung sind ausgeschlossen:
a) Unternehmen in Schwierigkeiten entsprechend der Definition des Artikel 2 Nummer 18 der Verordnung
(EU) Nr. 651/2014, mit Ausnahme von Beihilfen zur Bewaltigung der Folgen von Naturkatastrophen und

b) grundsatzlich Unternehmen, deren Gesellschafter zu mehr als 50 Prozent Banken, Versicherungen, Bund,
Land oder Kommunen sind.

IV.
Zuwendungsvoraussetzungen

1. Ein Investitionsvorhaben kann geférdert werden, wenn es geeignet ist, durch Schaffung von zusétzlichen
Einkommensquellen das Gesamteinkommen in dem jeweiligen Wirtschaftsraum unmittelbar und auf Dauer
nicht unwesentlich zu erhéhen (,Primareffekt”).

2. Beihilfen gelten als Beihilfen mit Anreizeffekt, wenn der Beihilfeempfanger einen schriftlichen Antrag gestellt
hat, bevor mit den Arbeiten fiir das Vorhaben oder die Tatigkeit begonnen wurde (siehe Ziffer VI Nummer 1).
3. Folgende Investitionsvorhaben sind bei kleinen und mittleren Unternehmen férderfahig:
a) Investitionen zur Errichtung einer neuen Betriebsstatte (Errichtungsinvestitionen),
b) Investitionen zum Ausbau der Kapazitat einer bestehenden Betriebsstatte (Erweiterungsinvestitionen),
c) Investitionen zur Diversifizierung der Produktion einer Betriebsstétte in vorher dort nicht hergestellte
Produkte,
d) Investitionen zur grundlegenden Anderung des gesamten Produktionsprozesses einer bestehenden
Betriebsstatte,

e) Investitionen zum Erwerb der Vermdgenswerte einer Betriebsstatte, die geschlossen wurde oder ohne
diesen Erwerb geschlossen worden ware und sofern die Vermdgenswerte von einem Investor erworben
werden, der in keiner Beziehung zum Verkaufer steht. Im Falle kleiner Unternehmen, die von
Familienmitgliedern urspriinglicher Eigentlimer oder von ehemaligen Beschaftigten Gbernommen
werden, entfallt die Voraussetzung, dass die Vermdgenswerte von Dritten, die in keiner Beziehung zum
Kaufer stehen, erworben werden miissen. Die Ubernahme von Unternehmensanteilen gilt nicht als
Erstinvestition.

4. Folgende Investitionsvorhaben sind bei groBen Unternehmen férderfahig:
a) Investitionen zur Errichtung einer neuen Betriebsstatte (Errichtungsinvestitionen),
b) Investitionen zur Diversifizierung der Tatigkeit einer Betriebsstatte, sofern die neue Tatigkeit nicht dieselbe
oder eine ahnliche Tatigkeit, wie die friiher in der Betriebsstatte ausgelbte Tatigkeit ist3,
c) Investitionen zum Erwerb der Vermdgenswerte einer Betriebsstatte, die geschlossen wurde oder ohne
diesen Erwerb geschlossen worden ware, sofern die Vermégenswerte von einem Investor erworben

werden, der in keiner Beziehung zum Verkaufer steht und die neue Tatigkeit, die mit den erworbenen
Vermogenswerten ausgelibt werden soll, nicht dieselbe oder eine dhnliche Tatigkeit wie die vor dem

Erwerb in der Betriebsstatte ausgelibte Tatigkeit ist®. Die Ubernahme von Unternehmensanteilen gilt nicht
als Erstinvestition.

d) Erstinvestitionen zur Diversifizierung einer bestehenden Betriebsstétte durch Hinzunahme neuer
Produkte oder neuer Prozessinnovationen®. Die Vorhaben miissen einzeln bei der Europaischen
Kommission angemeldet werden®.

Das Investitionsvolumen muss mindestens 70 000 Euro betragen.

Bei gemeinniitzigen auBeruniversitiren wirtschaftsnahen Forschungseinrichtungen finden Ziffer Il Nummer 2,
3 und Ziffer IV Nummer 1, 3, 4 keine Anwendung.

V.
Art und Umfang, H6he der Zuwendungen

1. Die Zuwendungen werden im Rahmen einer Projektfédrderung als Anteilfinanzierung in Form eines
Zuschusses fiir Vorhaben gemaB Ziffer Il gewéhrt. Férderfahig sind Kosten® dann, wenn sie zur Durchfiihrung
des Vorhabens notwendig sind. Investitionshilfen kénnen in Form von sachkapitalbezogenen oder
lohnkostenbezogenen Zuschiissen gewahrt werden.

2. Eine Verpflichtung der Zuwendungsempfanger zur Einhaltung der Vorschriften Gber die Vergabe von
Auftragen gemaB Nummer 3 der Allgemeinen Nebenbestimmungen fir Zuwendungen zur Projektférderung
(ANBest-P) besteht nicht.

3. Zuden férderfahigen Kosten gehdéren:

a) die Anschaffungs- beziehungsweise Herstellungskosten der zum Investitionsvorhaben z&hlenden
Wirtschaftsglter des Sachanlagevermdgens (unter anderem Gebaude, Anlagen, Maschinen),

b) die Anschaffungskosten von immateriellen Wirtschaftsgiitern, soweit diese aktiviert werden und
abschreibungsféhig sind. Fir groBe Unternehmen gilt dies bis zu einer Héhe von 50 Prozent und fir
kleine und mittlere Unternehmen bis zu einer Héhe von 100 Prozent der gesamten férderfahigen
Investitionskosten. Immaterielle Wirtschaftsgiiter sind Patente, Betriebslizenzen oder patentierte
technische Kenntnisse sowie nicht patentierte technische Kenntnisse. Sie sind nur férderfahig, wenn:

aa) der Investor diese von einem Dritten (nicht von verbundenen oder sonst wirtschaftlich, rechtlich oder
personell verflochtenen Unternehmen) zu Marktbedingungen erworben hat und

bb) diese Wirtschaftsglter ausschlieBlich innerhalb der Betriebsstatte, die die Férderung erhélt, genutzt
werden.

c) gemietete oder geleaste Wirtschaftsgiter; das Risiko der Instandhaltung der geférderten Wirtschaftsgiter
muss beim Mieter beziehungsweise Leasingnehmer liegen.

https://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 04.08.2016 Seite 3von 9


https://www.revosax.sachsen.de/#FNID_3
https://www.revosax.sachsen.de/#FNID_3
https://www.revosax.sachsen.de/#FNID_4
https://www.revosax.sachsen.de/#FNID_5
https://www.revosax.sachsen.de/#FNID_6
https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/1548#p44anl2

RIGA

aa) Der Mietkauf- beziehungsweise Leasingvertrag Gber andere Wirtschaftsgiter als Grundstiicke oder
Gebaude muss die Form eines Finanzierungsleasings haben und vorsehen, dass die geférderten
Wirtschaftsglter zum Laufzeitende erworben werden. In diesem Fall miissen die gemieteten oder
geleasten Wirtschaftsgliter zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses beim Antragsteller aktiviert werden.

bb) Miet- beziehungsweise Leasingvertrage Uber Grundstiicke und Gebaude missen eine
Mindestvertragslaufzeit von flinf Jahren nach dem voraussichtlichen Abschluss des
Investitionsvorhabens haben. Die Gewahrung eines Zuschusses ist davon abhangig, dass der
Vermieter beziehungsweise Leasinggeber und der Antragsteller die gesamtschuldnerische Haftung
fur eine eventuelle Riickzahlung des Zuschusses lGibernehmen. Die gesamtschuldnerische Haftung
des Vermieters beziehungsweise Leasinggebers kann entsprechend der Weitergabe des
Fordervorteils an den Zuwendungsempfinger reduziert werden. Im Ubrigen gilt Teil Il Buchstabe A
Nummer 1.3.2 sowie 2.7.2 des Koordinierungsrahmens.

d) im Falle der Ubernahme einer Betriebsstatte die férderfahigen Anschaffungskosten der Wirtschaftsgiiter
des Sachanlagevermdgens bis zur Héhe des Marktpreises. Anschaffungskosten fir Wirtschaftsgter, die
bereits geférdert wurden, sind hiervon abzuziehen.

4. Beilohnkostenbezogenen Zuschiissen gehdren zu den férderfahigen Kosten die Lohnkosten, die fir neu
eingestellte Personen wéhrend eines Zeitraums von zwei Jahren anfallen. Voraussetzung ist, dass es sich um
an Investitionen nach Ziffer Il gebundene Dauerarbeitsplatze handelt und diese in den ersten drei Jahren
nach Abschluss der Investition geschaffen werden. Zugrunde gelegt werden kénnen lediglich die neu
geschaffenen Arbeitsplatze, die zu einem Nettozuwachs an Beschaftigten im Verhaltnis zur durchschnittlichen
Beschaftigtenzahl in den vergangenen zwdlf Monaten vor Antragstellung fuhren. Die der Férderung zugrunde
gelegten Arbeitsplatze missen mindestens fiinf Jahre besetzt bleiben.

Forderfahig sind grundsatzlich nur solche Arbeitsplatze, deren Jahresbruttolohnsumme (inklusive
Arbeitgeberanteil) mindestens 35 000 Euro beziehungsweise deren Arbeitnehmer-Jahresbruttolohnsumme
(ohne Arbeitgeberanteil) mindestens 31 100 Euro betragt.

Die neu geschaffenen Arbeitsplatze miissen eines der folgenden Kriterien erfiillen:
a) Arbeitsplatze mit Gberdurchschnittlicher Qualifikationsanforderung,

b) Arbeitsplatze mit besonders hoher Wertschépfung oder

c) Arbeitsplatze in einem Bereich mit besonders hohem Innovationspotenzial.

Der forderféhige Jahresbruttolohn wird auf 70 000 Euro begrenzt. Arbeitsplatze auf Ebene der
Geschaftsfuhrung werden nicht geférdert. Sonstige 6ffentliche Hilfen zur Lohnkostenférderung sind vorrangig
in Anspruch zu nehmen.

5. Nichtférderfahig sind folgende Kosten:
a) Kosten flir den Grundstlickserwerb (auBer Gebdude nach Buchstabe d),
b) Investitionen, die der Ersatzbeschaffung dienen,

c) die Anschaffungs- beziehungsweise Herstellungskosten fiir Personenkraftwagen, Kombi-Fahrzeuge,
Lastkraftwagen, Omnibusse, Luftfahrzeuge, Schiffe und Schienenfahrzeuge sowie sonstige Fahrzeuge,
die im StraBenverkehr zugelassen sind und priméar dem Transport dienen,

d) die Anschaffungskosten gebrauchter Wirtschaftsgiter, es sei denn, es handelt sich um die Ubernahme
einer stillgelegten oder von Stilllegung bedrohten Betriebsstatte oder das erwerbende Unternehmen ist
ein kleines oder mittleres Unternehmen (Anlage 2) in der Griindungsphase gemaB Teil Il Buchstabe A
Nummer 1.1.3 des Koordinierungsrahmens. Férderfahig sind nur gebrauchte Wirtschaftsgiter, die nicht
von verbundenen oder sonst wirtschaftlich, rechtlich oder personell verflochtenen Unternehmen
angeschafft werden und die nicht bereits friiher mit éffentlichen Mitteln geférdert wurden. Im Falle kleiner
Unternehmen, die von Familienmitgliedern urspriinglicher Eigentlimer oder von ehemaligen
Beschaftigten Gbernommen werden, entféllt die Voraussetzung, dass die Vermdégenswerte von Dritten, die
in keiner Beziehung zum Kaufer stehen, erworben werden missen.

e) geringwertige Wirtschaftsgiter, welche im Sinne von § 6 Absatz 2 des Einkommensteuergesetzes in der
Fassung der Bekanntmachung vom 8. Oktober 2009 (BGBI. | S. 3366, 3862), das zuletzt durch Artikel 7
des Gesetzes vom 31. Juli 2016 (BGBI. | S. 1914) gedndert worden ist, im Anschaffungsjahr in voller Hohe
abgeschrieben und damit steuermindernd geltend gemacht werden,

f) Investitionen in nicht betriebsnotwendige Einrichtungen (zum Beispiel Betriebswohnungen),
g) aktivierungsfahige Finanzierungskosten (Bauzeitzinsen),

h) gemietete und geleaste bewegliche Wirtschaftsglter, deren Miet- oder Leasingvertrag nicht den Erwerb
des Wirtschaftsgutes vorsehen,

i)  Wirtschaftsgiter, die aufgrund eines Sale-and-Rent-back-Vertrages oder eines Sale-and-Lease-back-
Vertrages angeschafft werden,

j) Investitionen in Energieerzeugungsanlagen, fiir die ein Vergitungsanspruch nach dem Erneuerbare-
Energien-Gesetz vom 21. Juli 2014 (BGBI. | S. 1066), das durch Artikel 9 des Gesetzes vom 26. Juli 2016
(BGBI. | S. 1786) gedndert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, und dem Kraft-Warme-
Kopplungsgesetz vom 21. Dezember 2015 (BGBI. | S. 2498), das durch Artikel 4 Absatz 74 des Gesetzes
vom 18. Juli 2016 (BGBI. | S. 1666) geandert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, besteht.

Bei Investitionen, die im Zusammenhang mit der Verlagerung eines Betriebes getétigt werden, sind Erlése,
die aus der VerauBerung der bisherigen Betriebsstatte erzielt werden oder erzielbar wéaren und eventuelle
Entschadigungsbetrdge (zum Beispiel nach dem Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom
23. September 2004 [BGBI. | S. 2414], das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Oktober 2015 [BGBI. |
S. 1722] geandert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung) von den férderfahigen Investitionskosten
abzuziehen.

6. Die Investitionshilfe kommt nur fur den Teil der Investitionskosten in Betracht, der 750 000 Euro je neu
geschaffenem Dauerarbeitsplatz und 500 000 Euro je gesichertem Dauerarbeitsplatz nicht Gbersteigt. Fir
Ausbildungsplatze gilt Satz 1 entsprechend. Ein Ausbildungsplatz wird wie ein Dauerarbeitsplatz bewertet.

Beim Erwerb einer stillgelegten oder von Stilllegung bedrohten Betriebsstatte werden die lbernommenen
Arbeitsplatze neu geschaffenen Dauerarbeitsplatzen gleichgestellt.

7. Foérderung gesicherter Dauerarbeitsplatze
7.1 Die Sicherung von Dauerarbeitsplatzen ist férderfahig, wenn mindestens eines der nachfolgend genannten
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Kriterien vorliegt:

a) Betriebsstatten mit Tarifoindung im Sinne des Tarifvertragsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung
vom 25. August 1969 (BGBI. | S. 1323), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 3. Juli 2015 (BGBI. |
S. 1130) gedndert worden ist. Die Tarifoindung muss zum Zeitpunkt der Antragstellung vorliegen und
unabhangig von der Laufzeit der Tarifvertrage lber den Investitionszeitraum von drei Jahren und
wahrend der Mittelbindefrist von flinf Jahren fortbestehen. Gilt fir Betriebsstatten mit tarifgleicher
Vergltung entsprechend.

b) Betriebsstatten, die in den letzten drei Jahren vor der Antragstellung einen Arbeitsplatzzuwachs von mehr
als 30 Prozent nachweisen kénnen,

c) Unternehmen, deren Anteil der Aufwendungen fiir Forschung und Entwicklung (F&E) ausweislich der zum
Datum der Antragstellung zwei jingsten Jahresabschlisse durchschnittlich mehr als 3 Prozent der
Bruttowertschdpfung betrug, kleine Unternehmen auch, wenn diese in den letzten drei Jahren vor
Antragstellung ein von EU, Bund oder Land gefordertes F&E-Projekt durchgefiihrt haben oder
durchfiihren,

d) Betriebsstatten, die in digitale Produktions- und/oder Arbeitsprozesse investieren7,

e) Unternehmen, deren Auslandsumsatz ausweislich der zum Datum der Antragstellung zwei jingsten
Jahresabschliisse durchschnittlich iber 35 Prozent des Gesamtumsatzes lag,

f)  Unternehmen, deren Bruttowertschdpfung je Beschéftigten in den letzten beiden Geschéftsjahren vor
Antragstellung Uber dem Betrag von 47 000 Euro lag,

g) Unternehmen, die im Rahmen des beantragten Investitionsvorhabens auch mindestens einen neuen
Dauerarbeitsplatz schaffen.

7.2 Bei der Bemessung der maximal férderfahigen Investitionskosten fiir gesicherte Dauerarbeitsplatze sind
durch Leiharbeitnehmer besetzte Dauerarbeitsplatze nicht zu berlcksichtigen.

Hoéhe der Zuwendung

o
-y

Der Zuschuss wird als Anteilfinanzierung (,Férdersatz”) bezogen auf die férderfahigen Kosten gewéahrt.
Beihilfen, auf die ein Rechtsanspruch besteht, sind vorrangig in Anspruch zu nehmen. Die H8he der fir ein
Investitionsvorhaben maximal zulassigen 6ffentlichen Finanzierungshilfen (Beihilfehdchstsatz) betragt:

a) im Zeitraum vom 1. Juli 2014 bis 31. Dezember 2017 in den préadefinierten C-Fdrdergebieten Dresden
und Chemnitz (Anlage 3) fur

Betriebsstatten von kleinen Unternehmen 35,0 Prozent
Betriebsstatten von mittleren Unternehmen 25,0 Prozent
Betriebsstatten von groBen Unternehmen 15,0 Prozent
b) im Zeitraum vom 1. Januar 2018 bis 31. Dezember 2020 in den pradefinierten C-Férdergebieten Dresden
und Chemnitz sowie im Zeitraum vom 1. Juli 2014 bis 31. Dezember 2020 im C-Férdergebiet Leipzig
(Anlage 3) far
Betriebsstatten von kleinen Unternehmen 30,0 Prozent
Betriebsstatten von mittleren Unternehmen 20,0 Prozent
Betriebsstatten von groBen Unternehmen 10,0 Prozent
c) im Zeitraum von 1. Juli 2014 bis 31. Dezember 2020 im Landkreis Gérlitz (Anlage 3) fur
Betriebsstatten von kleinen Unternehmen 40,0 Prozent
Betriebsstatten von mittleren Unternehmen 30,0 Prozent
Betriebsstatten von groBen Unternehmen 20,0 Prozent

8.2 Die Beihilfehdchstsatze nach Nummer 8.1 werden ausgeschépft, wenn mit dem Investitionsvorhaben ein
besonderer Struktureffekt erzielt wird. Dieser liegt vor, wenn das Vorhaben in besonderer Weise geeignetist,
quantitativen und qualitativen Defiziten der Wirtschaftsstruktur und des Arbeitsplatzangebotes in dem
Fordergebiet entgegenzuwirken. Dies ist der Fall bei:

a) Errichtungsinvestitionen und dem Erwerb einer stillgelegten oder von Stilllegung bedrohten Betriebsstéatte
geman Ziffer Il Nummer 4,

b) Investitionen gemas Ziffer Il Nummer 3,

c) Investitionen gemas Ziffer Il Nummer 2, bei denen mindestens ein neuer Dauerarbeitsplatz geschaffen
wird,

d) Investitionen durch eine gemeinnltzige auBeruniversitare wirtschaftsnahe Forschungseinrichtung im
Sinne der Ziffer [l Nummer 1 Buchstabe b.

Dariiber hinaus wird der Beihilfehdchstsatz ausgeschépft und damit ein Bonus gewahrt, wenn in der zu
fordernden Betriebsstatte bei der Anrechnung der gesicherten Dauerarbeitsplétze ein Tarifvertrag besteht
oder tarifgleiche Vergltung gezahlt wird.

8.3 Fir alle Gbrigen Investitionsvorhaben gemaB Ziffer Il Nummer 2 wird bei der Férderung folgender Férdersatz
zugrunde gelegt:
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a) Im Zeitraum vom 1. Juli 2014 bis 31. Dezember 2017 in den préadefinierten C-Férdergebieten Dresden
und Chemnitz (Anlage 3) fur

Betriebsstatten von kleinen Unternehmen 30,0 Prozent
Betriebsstatten von mittleren Unternehmen 20,0 Prozent
Betriebsstatten von groBen Unternehmen 15,0 Prozent
b) im Zeitraum vom 1. Januar 2018 bis 31. Dezember 2020 in den pradefinierten C-Férdergebieten Dresden
und Chemnitz sowie im Zeitraum vom 1. Juli 2014 bis 31. Dezember 2020 im C-Férdergebiet Leipzig
(Anlage 3) fur
Betriebsstatten von kleinen Unternehmen 25,0 Prozent
Betriebsstatten von mittleren Unternehmen 15,0 Prozent
Betriebsstatten von groBen Unternehmen 10,0 Prozent
c) im Zeitraum von 1. Juli 2014 bis 31. Dezember 2020 im Landkreis Goérlitz (Anlage 3) fir
Betriebsstatten von kleinen Unternehmen 35,0 Prozent
Betriebsstatten von mittleren Unternehmen 25,0 Prozent
Betriebsstatten von groBen Unternehmen 20,0 Prozent

8.4 Fiir Investitionsvorhaben iiber 50 Millionen Euro gelten herabgesetzte Beihilfehochstsatze®.

8.5 Das Investitionsvorhaben muss einzeln bei der Europaischen Kommission angemeldet werden, sofern die
Bedingungen nach Teil Il Buchstabe A Nummer 2.6.8 des Koordinierungsrahmens erfillt sind.

VL.
Sonstige Zuwendungsbestimmungen

1. Eine Forderung ist ausgeschlossen, wenn mit dem Investitionsvorhaben begonnen wurde, bevor

a) der Antrag auf Gewahrung von Investitionszuschiissen unter Verwendung des Vordrucks bei der
Séachsischen Aufbaubank — Férderbank — (SAB) gestellt wurde und

b) die SAB schriftlich eine Genehmigung zum vorzeitigen MaBnahmenbeginn erteilt hat.

Beginn der Arbeiten fiir das Investitionsvorhaben ist entweder

a) der Abschluss eines der Ausflihrung zuzurechnenden Lieferungs- oder Leistungsvertrags oder
b) der Beginn der Bauarbeiten fir die Investition oder

c) die erste rechtsverbindliche Verpflichtung zur Bestellung von Ausriistung oder

d) eine andere Verpflichtung, die die Investition unumkehrbar macht.

Der friiheste der vorgenannten Zeitpunkte ist maBgebend. Der Kauf von Grundstiicken und Vorarbeiten wie
die Einholung von Genehmigungen und die Erstellung vorlaufiger Durchflihrbarkeitsstudien gelten nicht als
Beginn der Arbeiten fiir das Investitionsvorhaben. Bei BaumaBnahmen gelten Planung und
Bodenuntersuchung sowie sonstige vorbereitende MaBnahmen nicht als Beginn des Vorhabens. Bei der
Ubernahme ist der Beginn der Arbeiten fiir das Investitionsvorhaben der Zeitpunkt des Erwerbs der
unmittelbar mit der erworbenen Betriebsstatte verbundenen Vermdégenswerte.

Das Vorhaben soll kurzfristig begonnen und grundsétzlich innerhalb von 36 Monaten beendet werden.

2. Eine Foérderung kann nur erfolgen, wenn das Vorhaben den &ffentlich rechtlichen Vorschriften, insbesondere
des Bau-, Planungs-, Raumordnungs- und Umweltrechtes entspricht.

Nummer 6 der Verwaltungsvorschriften des Sachsischen Staatsministeriums der Finanzen zu § 44 der
Sachsischen Haushaltsordnung gilt nicht. Zuschiisse werden nur gewéhrt, wenn der Antragsteller seinen
steuerlichen Verpflichtungen nachkommt.

3. Die Gesamtfinanzierung des Vorhabens muss gesichert sein und den Grundsétzen einer soliden
Finanzierung entsprechen. Dies ist von der das Vorhaben begleitenden Bank des Antragstellers zu
bestatigen. Der Beitrag des Zuschussempfangers aus Eigen- oder Fremdmitteln zur Finanzierung des
Investitionsvorhabens muss mindestens 25 Prozent der Gesamtfinanzierung betragen. Dieser Mindestbeitrag
darf keine Beihilfeelemente enthalten. Darin enthalten sein muss grundsétzlich ein Eigenmittelanteil des
Zuschussempféngers von mindestens zehn Prozent der Gesamtfinanzierung.

4. Die durch Investitionszuschiisse geférderten Wirtschaftsgliter miissen mindestens fiinf Jahre nach Abschluss
des Investitionsvorhabens in der geférderten Betriebsstatte verbleiben, es sei denn sie werden durch gleich-
oder héherwertige Wirtschaftsglter ersetzt. Das ersetzende Wirtschaftsgut ist nicht erneut férderfahig.

5. Furdie zweckgerechte Verwendung haben alle Gesellschafter ab einer Beteiligung von mindestens
25 Prozent am Gesellschaftskapital grundsétzlich einen &ffentlich-rechtlichen Schuldbeitritt zu erklaren. Bei
Gesellschaftern mit Sitz im Ausland wird grundsatzlich eine Biirgschaftserkldrung verlangt. Hiervon kann
insbesondere abgesehen werden, wenn das vorhandene Haftungskapital mindestens der Zuschusshéhe
einschlieBlich bereits gewahrter Férdermittel entspricht.

Die Haftung ist begrenzt auf 15 Prozent des ausgereichten Zuschusses, betrédgt jedoch mindestens
15 000 Euro je Gesellschafter. Die Gesellschafter schlieBen einen entsprechenden 6ffentlich-rechtlichen
Vertrag beziehungsweise geben eine Blrgschaftserklarung ab.

6. Vorhaben nach dieser Richtlinie, die gleichzeitig den Zielen integrierter regionaler Entwicklungsstrategien
dienen, sollen bei Ausschdpfung des Beihilfehdchstsatzes nach Ziffer V Nummer 8.2 vorrangig geférdert
werden.

VII.
Verfahren

1. Die SAB st Antrags- und Bewilligungsstelle. GréBere Vorhaben und schwierige Ermessensentscheidungen
legt sie einem internen Koordinierungsausschuss unter Leitung des Staatsministeriums flir Wirtschaft, Arbeit
und Verkehr zur Zustimmung vor.
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2. Die Zuwendung darf nur insoweit und nicht eher ausgezahlt werden, als sie voraussichtlich innerhalb von
zwei Monaten nach Auszahlung fir féllige Zahlungen im Rahmen des Zuwendungszwecks benétigt wird.

Die Anteilfinanzierung des Freistaates Sachsen kann dabei im Einzelfall und in Ausnahmeféllen
voriibergehend zugunsten des Eigenmittelanteils Gberschritten werden. Ein etwaiger hieraus entstehender
Zinsvorteil fir das Unternehmen ist bei der Priifung der Einhaltung der zulassigen Beihilfehdchstsétze zu
berticksichtigen.

3. Die Verwendungsnachweispriifung obliegt der SAB.

VIII.
Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt mit Wirkung vom 4. August 2016 in Kraft.

Gleichzeitig tritt die Richtlinie des S&chsischen Staatsministeriums fir Wirtschaft, Arbeit und Verkehr zur Férderung
der gewerblichen Wirtschaft einschlieBlich der Tourismuswirtschaft im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe
,Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur® (GRW) vom 29. Juni 2015 (S&chsABI. S. 1013), enthalten in der
Verwaltungsvorschrift vom 25. November 2015 (SachsABI. SDr. S. S 400), auBer Kraft.

Dresden, den 17. August 2016

Der Staatsminister fUr Wirtschaft, Arbeit und Verkehr
Martin Dulig

Anlage 1
(zu Ziffer lll Nummer 2)

Einschrankungen und Ausschluss der Férderung

1. Im Freistaat Sachsen wird die Férderung wie folgt eingeschrankt:

1.1 Logistische Dienstleistungen (Ziffer 48 der Positivliste) kdnnen geférdert werden, wenn sie von
gesamtwirtschaftlicher Bedeutung sind.

2. Im Freistaat Sachsen sind folgende Bereiche grundsatzlich von der Férderung ausgeschlossen:

2.1 Herstellung von primaren Baumaterialien, wie Ziegel, sonstige Baukeramik, Zement, Kalk, gebrannter
Gips, Erzeugnisse aus Beton, Zement und Gips

2.2 bestimmte Dienstleistungsarten der Positivliste des Koordinierungsrahmens:
- Nummer 37: Import-/ExportgroBhandel,

- Nummer 38: Datenbe- und -verarbeitung (einschlieBlich Datenbanken und Herstellung von DV-
Programmen)

- Nummer 40: Veranstaltung von Kongressen,

—  Nummer 43: Technische Unternehmensberatung,

- Nummer 44: Markt- und Meinungsforschung,

- Nummer 46: Werbeleistungen fiir die gewerbliche Wirtschaft und

- Nummer 47: Ausstellungs- und Messen-Einrichtungen als Unternehmen

2.3 Handel (auch GroBhandel, Online- und Versandhandel) und Finanzdienstleister (auch Banken und
Versicherungen)

2.4 Asphaltproduktion und Transportbetonherstellung
2.5 Leistungen, die der Sanierung und Instandhaltung dienen
2.6 Herstellung von Kraftstoffen aus fossilen Energietragern
2.7 Herstellung von biogenen Brennstoffen
2.8 Gaststatten
3. Von der Férderung ausgeschlossen sind folgende Betriebsstatten:
3.1 Go-Kart-Bahnen
3.2 Kegel- und Bowlingbahnanlagen
3.3 Fitnesscenter
3.4 Golfplatze und Tennisanlagen einschlieBlich deren Nebeneinrichtungen
3.5 Tierparks, Zoologische Einrichtungen
3.6 Ausstellungen, Museen und ahnliche Einrichtungen
3.7 kulturelle Einrichtungen (zum Beispiel Kino, Theater)
3.8 Bars, Diskotheken
3.9 mobile Dienstleistungen
3.10 Errichtung von Ganzjahresbadern
3.11 Separate Saunaanlagen/-landschaften sowie separate Wellness- und SPA-Einrichtungen

Anlage 2

Aligemeine Erlauterungen zur Definition der Kleinstunternehmen sowie der kleinen und mittleren
Unternehmen (KMU)

MaBgeblich fiir die Einstufung als Kleinstunternehmen beziehungsweise als kleines und mittleres Unternehmen ist
die Definition des Anhangs 1 der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung in der jeweils geltenden Fassung.
Die Einstufung richtet sich nach GréBenkriterien (siehe nachfolgend Nummer 1 — Mitarbeiteranzahl, Umsatz
beziehungsweise Bilanzsumme) und Beteiligungsverhéltnissen (sieche Nummer 2).

1. Definition der KMU
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Kleinstunternehmen sind Unternehmen, die

— weniger als zehn Mitarbeiter und
— einen Jahresumsatz oder eine Jahresbilanzsumme von héchstens 2 Millionen Euro haben.
Kleine Unternehmen sind Unternehmen, die

— weniger als 50 Mitarbeiter haben und
— einen Jahresumsatz oder eine Jahresbilanzsumme von héchstens 10 Millionen Euro haben.
Mittlere Unternehmen sind Unternehmen, die

— weniger als 250 Mitarbeiter und

— einen Jahresumsatz von héchstens 50 Millionen Euro oder eine Jahresbilanzsumme von héchstens
43 Millionen Euro haben.

GroBe Unternehmen sind Unternehmen, die diese Voraussetzung nicht erfiillen.

Die Mitarbeiterzahl entspricht der Zahl der Jahresarbeitseinheiten (JAE), das heiBt der Anzahl der wahrend eines
Jahres beschéftigten Vollzeitarbeitnehmer. Teilzeitbeschaftigte und Saisonarbeiter werden nur entsprechend ihres
Anteils an den JAE berlicksichtigt. Auszubildende, Wehr- und Zivildienstleistende sowie Personen im Mutterschutz
beziehungsweise Erziehungsurlaub sind nicht zu beriicksichtigen.

In die Mitarbeiterzahl gehen ein: Lohn- und Gehaltsempfénger, der fiir das Unternehmen tatige Personen — auch
Leiharbeitnehmer —, die in einem Unterordnungsverhaltnis zu diesem stehen und nach nationalem Recht
Arbeitnehmern gleichgestellt sind, sowie mitarbeitende Eigentimer und Teilhaber, die eine regelméBige Tatigkeit
in dem Unternehmen und finanzielle Vorteile aus dem Unternehmen ziehen.

Ein Unternehmen ist kein KMU, wenn mindestens 25 Prozent oder mehr seines Kapitals oder seiner Stimmrechte
direkt oder indirekt von einer oder mehreren 6ffentlichen Stellen oder Kérperschaften des 6ffentlichen Rechts
einzeln oder gemeinsam kontrolliert werden, ausgenommen die unter Nummer 2 genannten &ffentlichen
Anteilseigner.

Die Einhaltung der formalen Beurteilungskriterien darf weder zum Missbrauch noch zu einer Umgehung der KMU-
Definition flhren.

2. Definition der Unternehmenstypen
Verbundene Unternehmen (VU)

sind Unternehmen, die zumindest eine der folgenden Voraussetzungen erfillt:

— Ein Unternehmen ist verpflichtet, einen konsolidierten Jahresabschluss zu erstellen;

— ein Unternehmen hélt die Mehrheit (> 50 Prozent) der Stimmrechte der Aktionare oder Gesellschafter eines
anderen Unternehmens;

— ein Unternehmen ist berechtigt, die Mehrheit der Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder
Aufsichtsgremiums eines anderen Unternehmens zu bestellen oder abzuberufen;

— ein Unternehmen ist gemaB einem mit dem anderen Unternehmen abgeschlossenen Vertrag oder aufgrund
einer Klausel in dessen Satzung berechtigt, einen beherrschenden Einfluss auf dieses Unternehmen
auszuiben;

— ein Unternehmen, das Aktionar oder Gesellschafter eines anderen Unternehmens ist, (bt geméaB einer mit
anderen Aktionaren oder Gesellschaftern dieses anderen Unternehmens getroffenen Vereinbarung die
alleinige Kontrolle tiber die Mehrheit der Stimmrechte von dessen Aktionaren oder Gesellschaftern aus.

Die genannten Voraussetzungen fiir den Status des verbundenen Unternehmens gelten in gleicher Weise bei der
Umkehrung der genannten Beziehungen zwischen den betrachteten Unternehmen als erfillt.

Unternehmen, die durch ein oder mehrere andere Unternehmen untereinander in einer der oben genannten
Beziehungen stehen, gelten ebenfalls als verbunden.

Unternehmen, die durch eine natirliche Person oder eine gemeinsam handelnde Gruppe natiirlicher Personen
miteinander in einer der oben genannten Beziehungen stehen, gelten gleichermaBen als verbundene
Unternehmen, sofern diese Unternehmen ganz oder teilweise in demselben Markt oder in benachbarten Markten
tatig sind.

Partnerunternehmen (PU)

sind Unternehmen, die allein oder gemeinsam mit einem oder mehreren verbundenen Unternehmen einen Anteil
von 25 Prozent bis einschlieBlich 50 Prozent des Kapitals oder der Stimmrechte an einem anderen Unternehmen
halten beziehungsweise an denen Anteil(e) von 25 Prozent bis einschlieBlich 50 Prozent gehalten wird/werden.

Eigenstandige Unternehmen

sind Unternehmen, die keine Anteile von 25 Prozent oder mehr des Kapitals oder der Stimmrechte an einem
anderen Unternehmen halten beziehungsweise an denen keine Anteile von 25 Prozent oder mehr gehalten
werden.

Ein Unternehmen gilt jedoch weiterhin als eigenstandig, auch wenn der Schwellenwert von 25 Prozent erreicht
oder Uberschritten wird, sofern es sich um folgende Kategorien von Anteilseignern handelt und unter der
Bedingung, dass diese Anteilseigner nicht einzeln oder gemeinsam mit dem betroffenen Unternehmen verbunden
sind:

— staatliche Beteiligungsgesellschaften, Risikokapitalgesellschaften, natlirliche Personen beziehungsweise
Gruppen natlrlicher Personen, die regelmaBig im Bereich Risikokapitalinvestition tatig sind (,Business
Angels“) und die Eigenmittel in nicht bérsennotierte Unternehmen investieren, sofern der Gesamtbetrag der
Investition der genannten ,Business Angels” in das betroffene Unternehmen 1,25 Millionen Euro nicht
Uberschreitet,

— Universitaten oder Forschungszentren ohne Gewinnzweck,

— institutionelle Anleger einschlieBlich regionale Entwicklungsfonds,

— autonome Gebietskdrperschaften mit einem Jahreshaushalt von weniger als 10 Millionen Euro und weniger
als 5 000 Einwohnern.

3. Beurteilung - Folgen bei Veranderungen

Das Antrag stellende Unternehmen ist ein KMU, wenn die Summe der Mitarbeiter insgesamt kleiner als 250 ist.

https://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 04.08.2016 Seite 8 von 9



RIGA

Zudem darf die Summe der Jahresumsatze héchstens 50 Millionen Euro oder die addierte Bilanzsummen
hdchstens 43 Millionen Euro betragen.

In die genannten Schwellenwerte werden auch die Werte von Verbundunternehmen vollstandig und von
Partnerunternehmen entsprechend der Beteiligungsquote eingerechnet.

Die Schwellenwerte beziehen sich auf den letzten durchgefiihrten Jahresabschluss. Das Antrag stellende
Unternehmen erwirbt beziehungsweise verliert den KMU-Status erst dann, wenn es in zwei aufeinanderfolgenden
Geschaftsjahren die genannten Schwellenwerte unter- beziehungsweise iberschreitet. Bei einem neu
gegrindeten Unternehmen, das noch keinen Abschluss flr einen vollstdndigen Rechnungszeitraum vorlegen
kann, werden die Schwellenwerte im laufenden Geschéftsjahr nach Treu und Glauben geschétzt.

Anlage 3

1 Im Zeitpunkt des Inkraftiretens dieser Verwaltungsvorschrift findet der Koordinierungsrahmen der
Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur vom 4. August 2016 (BAnz AT
17.08.2016 B1) Anwendung

2 vergleiche Artikel 2 Nummer 28 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014

3 Dabei kommt es darauf an, dass die neue Tatigkeit nicht unter dieselbe Klasse (vierstelliger numerischer
Code) der Statistischen Systematik der Wirtschaftszweige NACE Rev. 2 féllt (vergleiche Artikel 2
Nummer 50 der Verordnung [EU] Nr. 651/2014).

Zum Begriff der Prozessinnnovation siehe Artikel 2 Nummer 97 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014
vergleiche Randnummer 15 der Leitlinien fir Regionalbeihilfen 2014-2020

Kosten im Sinne dieser Férderrichtlinie sind Ausgaben im Sinne von Nummer 2.2.2 der
Verwaltungsvorschriften des Sachsischen Staatsministeriums der Finanzen zu 44 der Sachsischen
Haushaltsordnung

7 Die fiir die Vorhabenbeschreibung gliltigen Kriterien als Erganzung zum Antragsformular sind auf der
Website der SAB www.sab.sachsen.de einsehbar

8 siehe Randnummer 86 in Verbindung mit Randnummer 20 Buchstabe c der Leitlinien fir Regionalbeihilfen
2014-2020

https://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 04.08.2016

Seite 9 von 9


https://www.revosax.sachsen.de/attachments/26952
https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/1548#p44
http://www.sab.sachsen.de

	Richtlinie des Sächsischen Staatsministeriums  für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr  zur Förderung der gewerblichen Wirtschaft einschließlich der Tourismuswirtschaft im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ (GRW)  (RIGA)
	Inhaltsübersicht
	I.  Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage
	II.  Gegenstand der Förderung
	III.  Zuwendungsempfänger
	IV.  Zuwendungsvoraussetzungen
	V.  Art und Umfang, Höhe der Zuwendungen
	VI.  Sonstige Zuwendungsbestimmungen
	VII.  Verfahren
	VIII.  Inkrafttreten
	Anlage 1  (zu Ziffer III Nummer 2)
	Anlage 2
	Anlage 3


